Vergleichender Report der institutionellen Rahmenbedingungen von Arbeits- und Lebensqualität

Ziel des vorliegenden Reports ist es, einen Überblick über die wesentlichen demographischen und ökonomischen Trends bzw. Veränderungen der letzten 10-15 Jahren in jenen Ländern zu geben, die an der Quality-Studie teilnehmen. Jene acht Länder können unterschiedlichen Wohlfahrtsregime zugeordnet werden: sozialdemokratisch/universalistisch (Schweden und Finnland), korporatistisch/konservativ (Deutschland und die Niederlande), liberal (England), südeuropäisch (Portugal), und postsozialistisch (Ungarn und Bulgarien). Die vergleichende Analyse der ökonomischen, demographischen und politischen Entwicklungen auf der Makro-Ebene zeigt, dass diese Typologie auch weiterhin einen sinnvollen theoretischen Rahmen darstellt, obwohl in vielen Ländern zunehmend Abweichungen von den reinen Formen dieser Typologie festzustellen sind.  

Der ökonomische Kontext von Lebensqualität

Längsschnittsanalysen von verschiedenen ökonomischen und sozialen Indikatoren (z.B. Bruttoinlandsprodukt, Haushaltskonsum, Einkommensungleichheit oder Human Development Index (HDI)) erlauben die Konstruktion eines umfassenden ökonomischen Bezugsrahmens, innerhalb dessen Personen, Familien und Unternehmen Ressourcen erwerben, um ihre Arbeits- und Lebensqualität zu erhöhen. Innerhalb der acht Teilnehmerländer weisen die Niederlande das höchste Bruttoinlandsprodukt pro Kopf auf, während England im Haushaltskonsum den ersten Platz einnimmt. Schweden und Finnland führen in den Kategorien Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern sowie gerechte Einkommensverteilung. Bulgarien, Ungarn und Portugal bilden oftmals die Schlusslichter, wobei Portugal das höchste Niveau an Einkommensungleichheit aufweist. Die besten ökonomischen Voraussetzungen für eine hohe Lebensqualität findet man in den Niederlanden, Schweden und England (allerdings nur für manche Haushalte). 

Trends in der Beschäftigung

In allen Ländern ist ein Anstieg der Erwerbstätigkeit zu beobachten, wobei die Niederlande, Schweden und England die höchsten Aktivitätsniveaus aufweisen. Während in Schweden das hohe Niveau überwiegend auf die Chancengleichheit von Männern und Frauen im Erwerbsleben zurückzuführen ist, konnte das hohe Beschäftigungsniveau in den Niederlanden vorwiegend durch Zuwächse in der Teilzeitarbeit von Frauen realisiert werden. Kennzeichnend für die Niederlande ist zudem eine hohe Jugenderwerbstätigkeit und eine niedrige Erwerbsquote älterer Arbeitnehmer (55+). England bietet sowohl für junge als auch ältere Arbeitnehmer umfassende Möglichkeiten zur Erwerbstätigkeit. Bulgarien, gefolgt von Deutschland, weist die höchste Langzeitarbeitslosenrate aller teilnehmenden Länder auf. 

Eine zunehmende Flexibilisierung der Beschäftigung, die vor allem in einem Anstieg der Teilzeitarbeit zu sehen ist, kann in allen acht Ländern beobachtet werden. Die Anzahl der Teilzeitbeschäftigten ist in den Niederlanden und in England am höchsten, in Ungarn und Bulgarien am geringsten. Die beiden osteuropäischen Länder weisen allerdings eine hohe Flexibilität am informellen Arbeitsmarkt auf. Wie nun diese zunehmende Flexibilisierung der Erwerbstätigkeit die Arbeitsqualität der Bürger beeinflusst, hängt in erster Linie davon ab, wie diese Flexibilität herbeigeführt wurde: „erzwungen“ durch den Wettbewerb oder „reguliert“ durch den Staat und die Gewerkschaften. Einen wesentlichen Einflussfaktor stellt zudem die steigende Unsicherheit des Arbeitsplatzes dar. Wesentlich erscheint in diesem Zusammenhang, ob die steigende Arbeitplatzunsicherheit ein Phänomen ist, das alle Erwerbstätigen in gleichem Ausmaß betrifft,  oder die Entstehung einer Zweiklassengesellschaft gefördert wird, in der ein Teil der Arbeitnehmer als Reaktion auf den globalen Wettbewerb zunehmend in atypische prekäre Arbeitsverhältnissen gedrängt wird. 

Trends in der Familienentwicklung

Die acht teilnehmenden Länder weisen eine ähnliche demographische Entwicklung in den letzten 15 Jahren auf, die vor allem durch eine Zunahme in der Pluralität der Familienformen und eine zeitliche Verzögerung von Heirat und Familiengründung charakterisiert ist. Zudem kann ein Anstieg der außerehelichen Geburten und eine Zunahme neuer Formen des Zusammenlebens beobachtet werden. In den 90iger Jahren weisen alle Länder einen Geburtenrückgang auf, der jedoch in einigen Ländern wie Finnland oder England vermindert oder umgekehrt werden konnte. 

Die Lebenserwartung der Bevölkerung nimmt konstant zu, während die Kindersterblichkeit sinkt. Auch im allgemeinen Bildungsniveau und dem lebenslangen Lernen ist eine positive Entwicklung zu beobachten. Frauen haben in den Bildungsabschlüssen in den letzten Jahren stetig aufgeholt und in einigen Fällen ihre männlichen Mitbewohner bereits überholt. 

Neben vielen gemeinsamen Entwicklungen bestehen jedoch weiterhin große Unterschiede zwischen den alten und den neuen EU-Mitgliedsstaaten. So schrumpft zum Beispiel in den neuen Mitgliedstaaten, aber auch in Deutschland, die Bevölkerung. Die Kindersterblichkeit ist in Bulgarien sehr hoch. Während in allen Ländern einen positive Entwicklung der Lebenserwartung zu verzeichnen ist, leben Männer in Schweden durchschnittlich immer noch 10 Jahre länger als in Ungarn. Die Reformen der Sozialsysteme können mit der Veränderung der Altersstruktur der Bevölkerung nicht mithalten und sind oftmals inadäquat. Die neuen Mitgliedsstaaten werden zudem noch einige Zeit benötigen, um im Bildungsniveau und lebenslangem Lernen zu den alten EU-Ländern aufschließen zu können. Signifikante Ungleichheiten zwischen ethnischen Gruppen sind in allen Ländern gegeben. 

Soziale Sicherheit 

Länderübergreifende Studien über die Sozialsysteme in Europa bedürfen erheblicher Vorsicht, da viele Systeme sich in einem aktuellen Prozess des Wandels und der Anpassung befinden. Anhand der Sozialausgaben in Prozent des Bruttoinlandsproduktes im Jahr 2004 berechnet, können die Teilnehmerländer in drei Gruppen gegliedert werden: Länder unter 25% - Ungarn, Bulgarien und Portugal; Länder mit Ausgaben zwischen 25-29% - die Niederlande, England, und Finnland; und Länder über 29% - Schweden und Deutschland. 

Betrachtet man die Steuerbelastung der Geringverdiener, so entspricht die niedrige Steuerbelastung in England dem liberalen Wohlfahrtsregime. Schweden weist mit der höchsten Steuerbelastung eine hohe Übereinstimmung mit dem universalistischem Modell auf, während die Niederlande mit einer mittleren Steuerbelastung ein Bespiel für das konservative/korporatistische Regime darstellen. Finnland und Deutschland zeichnen sich durch atypische Steuermodelle aus, wobei Finnland dem korporatistischen Regime näher kommt, während die Sozialausgaben in Deutschland eher dem sozialdemokratischen Regime entsprechen. 

Veränderungen in der Beschäftigungspolitik

Alle Teilnehmerländer weisen ähnliche Maßnahmen zur Steigerung der Erwerbstätigkeit, Aktivierung von Arbeitslosen und Flexibilisierung der Beschäftigung auf. Allerdings sind die Erfolge dieser Maßnahmen in den einzelnen Ländern doch sehr unterschiedlich. Die Niederlande geben mehr als fünfmal so viel für Arbeitsmarktpolitik aus als Ungarn. Die Niederlande und Deutschland, die beide dem korporatistischen Wohlfahrtsregime zuzurechnen sind, weisen die höchsten Ausgaben für Arbeitsmarktpolitik auf, gefolgt von den Vertretern des universalistischen Regimes, Finnland und Schweden. England und die beiden postsozialistischen Ländern zeichnen sich durch geringe Ausgaben in der Arbeitsmarktpolitik aus. Ein Großteil dieser Ausgaben wird in den meisten Ländern für die Finanzierung des Arbeitslosengeldes verwendet, mit Ausnahme von Bulgarien, wo die Schaffung von Arbeitsplätzen forciert wird, und England, wo ein Großteil in den Ausbau der Arbeitslosenvermittlung fließt. England, gefolgt von Ungarn, verzeichnet zudem besonderes hohe Ausgaben für Aus- und Weiterbildung. Unternehmensgründungen werden besonders in Deutschland gefördert.  

Während in England und den Niederlanden der Fokus der Aktivierungsmaßnahmen auf der Arbeitsplatzvermittlung liegt, basieren die Maßnahmen in den nordischen Ländern auf einem breiteren Konzept der sozialen Integration, in die Nachhaltigkeit, zukünftige Arbeitsperspektiven sowie die Motivation und Zufriedenheit von Arbeitlosen eine große Rolle spielen. In allen acht Länder wurde eine Vielfalt an Maßnahmen zur Flexibilisierung von der Erwerbstätigkeit implementiert, wobei der Fokus auf einer Flexibilisierung der Arbeitszeit und nicht des Arbeitsortes liegt.  Die zunehmende Flexibilisierung der Arbeitsverträge und deren Auswirkung auf die Arbeitsqualität ist widersprüchlich. Während zum Beispiel in Finnland befristete Arbeitsverträge mit einer Vertragsdauer von unter einem Jahr sogar im öffentlichen Sektor gefördert wurden, werden derartige Entwicklungen in Bulgarien nicht unterstützt. Das für die Niederlande charakteristische Modell der „Flexicurity“, das sich durch eine hohe Flexibilität in Kombination mit einem breiten Arbeitnehmerschutz auszeichnet, kam gerade in letzten Jahren durch Budgetkürzungen und die Diskussion über eine Lockerung des Kündigungsschutzes massiv unter Druck.  

Veränderungen in der Familienpolitik 

Die Familienpolitik ist auf europäischer Ebene im Allgemeinen durch ein niedrigeres Regulierungsniveau als die Arbeitsmarkpolitik gekennzeichnet. Eines der Hauptziele der aktuellen Programme ist dabei die Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie durch eine zunehmende Flexibilisierung von Arbeit und Pflege (vor allem in den Niederlanden, Schweden, Finnland und England), Maßnahmen zur Förderung der Geschlechtergleichheit und der Erwerbstätigkeit von Müttern (England, Portugal, Finnland, Schweden), Reformen zur Veränderung der Vaterrolle innerhalb der Familie (Schweden, Finnland, England und Deutschland) und Maßnahmen, die auf eine Erhöhung der Geburtenrate abzielen (Deutschland, Bulgarien, Ungarn). Dennoch gibt es nach wie vor viele Missstände, welche die Lebensqualität berufstätiger Eltern erheblich beinträchtigen, wie zum Beispiel hohe Kinderbetreuungskosten (England, Deutschland), unzureichende Versorgung mit Kinderbetreuungseinrichtungen (Deutschland, Portugal), ein Mangel an flexiblen Arbeitszeitmodellen (Ungarn, Bulgarien) oder unzureichende Elternzeitregelungen (Ungarn, Bulgarien, Portugal). 

In der Bereitstellung und Nutzung von Kinderbetreuungseinrichtungen ist eine große Varianz zwischen den acht Teilnehmerstaaten zu beobachten. In Ländern, in denen es bis vor kurzem kein öffentliches Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen gab, wie etwa in England oder den Niederlanden, geht der Trend in Richtung einer Erweiterung des Angebotes von privater als auch öffentlicher Kinderbetreuungsleistungen. Im Gegensatz dazu ist in Ländern wie Bulgarien und Ungaren, die einst ein sehr umfassendes staatliches Betreuungsnetzwerk hatten, ein Rückgang in der staatlichen Betreuung bei gleichzeitigem unzureichenden Ausbau von privaten Einrichtungen zu beobachten. Die nordischen Staaten entwickeln zunehmend flexiblere Kinderbetreuungsmodelle, die Eltern eine Wahlmöglichkeit zwischen öffentlicher, privater oder subventionierter Betreuung zuhause bieten. Arbeitnehmer in den Niederlanden haben die Möglichkeit Teile ihres Einkommens anzusparen, um damit Betreuungszeiten zu einem späteren Zeitpunkt zu finanzieren. 

Schlussfolgerungen 

Die wesentlichen Veränderungen in der Wirtschaft, der Gesellschaft und der staatlichen Unterstützung von erwerbstätigen Eltern führen zu einer zunehmenden Annäherung der Wohlfahrtsregime in Europa. Als Beispiele für diese Entwicklung können in den acht teilnehmenden Ländern allgemein höhere Beschäftigungsniveaus, die zunehmende Flexibilisierung von Arbeit, zunehmende Geschlechtergleichheit im Erwerbsleben, die Aktivierung von Arbeitslosen und das steigende Angebot an Elternzeitregelungen und Kinderbetreuungseinrichtungen angeführt werden. Gleichzeit können aber auch vermehrt Abweichungen zwischen den Staaten eines Wohlfahrtsregimes beobachtet werden, wie zum Beispiel zwischen Deutschland und den Niederlanden, die beide dem korporatistischen Regime zuzuordnen sind, oder zwischen den Vertretern des sozialdemokratischen Regimes Schweden und Finnland. 

Hinsichtlich der Integration von Erwerbstätigkeit und unbezahlter Hausarbeit können in den einzelnen Ländern verschiedene Modelle beobachtet werden: das traditionelle Hausfrauenmodell, das sich durch eine traditionelle Verteilung der Rollen zwischen Männern (Erwerbstätigkeit) und Frauen (unbezahlte Hausarbeit) auszeichnet (rückläufig, aber dennoch signifikant vorhanden in England, Deutschland und den Niederlanden); das modifizierte Hausfrauenmodell, in dem Frauen durch Teilzeitarbeit einen Beitrag zum Familieneinkommen leisten, der jedoch meist nur als Ergänzung zum männlichen Haupteinkommen gesehen wird (Niederlande, Deutschland und teilweise auch in England); das Modell gleichberechtigter Erwerbstätigkeit und modifizierter Familienverantwortung, welches durch zwei gleichermaßen erwerbstätige Partner, aber eine ungleiche Verteilung der Hausarbeit gekennzeichnet ist (Ungarn und Bulgarien, aber auch in den nordischen Staaten und Portugal); das Modell gleichberechtigter Erwerbstätigkeit und Hausarbeit, in dem beide Partner gleichermaßen einer Erwerbstätigkeit und der Hausarbeit nachkommen (Finnland und Schweden); und das zunehmend aufkommende umgekehrte Rollenmodell, in dem der Frau die Rolle der Alleinverdienerin zukommt und sich der männliche Partner um die Hausarbeit kümmert. 

Diese Vielfalt an Beschäftigungsarten und Familienformen in Europa in Verbindung mit einer steigenden Diversifikation in den Lebensverläufen einzelner Individuen verlangt eine zunehmende Abkehr von Standards und erfordert eine höhere Flexibilität in den sozialen Unterstützungsleistungen. Um das Risiko eines Anstiegs prekärer Arbeits- und Familienverhältnisse zu minimieren, ist es notwendig, Einzelpersonen und Familien sowohl auf staatlicher als auch unternehmerischer Ebene zu unterstützen und in ihren Bürgerrechten zu stärken, damit eine Balance zwischen Arbeit und Familie, Flexibilität und Sicherheit, und eine hohe Lebensqualität erreicht werden kann.  
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